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(Nr. 6803.) Verordnung, den Betrieb ſtehender Gewerbe im Amtsbezirke Homburg be: 
treffend. Vom 9. Auguſt 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
5 verordnen für den Amtsbezirk Homburg, was folgt: 


9. 1 „ 


0 Das den Zünften zuſtehende Recht, Andere von dem Betriebe eines Ge— 2 
werbes auszuſchließen, wird aufgehoben. e 


$. 2. 


"ai Beſchränkungen der Handwerker auf den Verkauf ſelbſtgefertigter Waaren 
unnd auf Eine Verkaufsſtätte finden nicht ſtatt. 


K. 3. 


5 Jeder Gewerbtreibende darf Geſellen, Gehülfen, Lehrlinge und Arbeiter 
a jeder Art und in beliebiger Zahl halten. 


$. 4. 
Inländern, welche ſich in einer Gemeinde als Ortsfremde aufhalten, kann 
wegen mangelnder Gemeindeangehörigkeit der ſelbſtſtändige Betrieb eines Ge- * 
werbes nicht verſagt werden. Dieſelben find jedoch zur Tragung der den Ge 
meindeangehörigen obliegenden Laſten und Abgaben verpflichtet. - 


ö SE | 
. Zum Beginn des Betriebes eines ſtehenden Gewerbes bedürfen fortan nur 
folgende Gewerbetreibende einer Konzeſſion (Staatlichen Genehmigung): 


Buchdrucker, Steindrucker, Buch⸗ oder Kunſthändler, Antiquare, 

Inhaber einer Leihbibliothek oder eines Leſekabinets, Verkäufer von Zei⸗ 
tungen, Flugſchriften und bildlichen Darſtellungen; 

Nuhrgang 1867. (Nr. 68036804.) 191 Mau⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 10. September 1867. 


Maurer, Steinhauer, Schiefer- und Ziegeldeder und Zimmerleut 
Schornſteinfeger, Viehverſchneider, Abdecker, Gifthändler, Kamme 
jäger, Pfandverleiher, Trödler, öffentliche Lohndiener, Gepäckträge 
Wohnungsmäkler, ſowie diejenigen, welche auf öffentlichen Straßen und 
Plätzen Fuhrwerke zu Jedermanns Gebrauch bereit halten wollen, Ge 
ſindevermiether, Auswanderungs- Agenten, Mobiliar-Feuerverſicherungs⸗ 
Anſtalten, Gaſtwirthe, ſowie Schankwirthe und Kleinhändler, welche Wein, 
Hal Bier, Branntwein, Liqueur und dergleichen Spirituoſen feil 
alten. 


Die Ertheilung der Konzeſſion erfolgt nach Maaßgabe der beſtehenden 9 
Beſtimmungen. 5 1 
Dieſelbe unterliegt der Stempeltaxe eines einfachen Dekrets. 


§. 6. 1 
g In den beſtehenden Vorſchriften über die Medizinalperſonen und Apotheker, 
ſowie über die Errichtung von Privat⸗Lehranſtalten wird durch die gegenwärtige 
Verordnung nichts geändert. f 29 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruckte 


Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Ems, den 9. Auguſt 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplit. Gr. zur Lippe. Gr. zu Eulenburk 


(Nr. 6804.) Verordnung f betreffend das Rechnungsweſen in den neu erworbenen Lande 
theilen. Vom 31. Auguſt 1867. : 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ı 


verordnen für den Umfang der durch die Geſetze vom 20. September und 
24. Dezember 1866. mit der Monarchie vereinigten Landestheile, auf den Antrag 
Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


. H. 1. 5 
Die Prüfung und Dechargirung der Rechnungen über die Staatsverwa 
tung bis zum Schluſſe des Jahres 1866., ſoweit dieſelbe nicht durch die bish 
zuſtändigen Behörden bis zur Ausführung der gegenwärtigen Verordnung noch 
ſtattfindet, erfolgt, mit der im $. 5. beſtimmten Maaßgabe: fi ; 


ame 
für das Gebiet des ren Königreichs Hannover durch eine Kom⸗ 
miſſion, welche ihren Sitz in der Stadt Hannover hat, 
für das Gebiet des ehemaligen Kurfürſtenthums Heſſen und die ehemals 
Baveriſchen Landestheile durch eine Kommiſſton, welche ihren Sitz 
in Kaſſel hat, 
für das Gebiet der Herzogthümer Schleswig und Holſtein durch eine 
Kommiſſion, welche ihren Sitz in Kiel hat, 
für das Gebiet des ehemaligen Herzogthums Naſſau, der Landgrafſchaft 
Heſſen-Homburg und die vormals Großherzoglich Heſſiſchen Landes⸗ 
theile durch eine Kommiſſion, welche ihren Sitz in Wiesbaden hat. 


» $. 2. 
Jede Kommiſſion (F. J.) befteht wenigſtens aus drei Mitgliedern. Die- 
b Von werden vom Finanzminiſter ernannt. Eines der Mitglieder führt den 
orſitz. 
Jeder Kommiſſion wird das erforderliche Perſonal an Reviſions⸗, Büreau⸗ 
und Unterbeamten zugeordnet. 


„ H. 3. 
1 Die Kommiſſionen führen die Bezeichnung: „Königliche Rechnungs⸗ 


lommiſſon / ſie haben die Stellung von Staatsbehörden und find dem Finanz⸗ 
miniſter untergeordnet. 


§. 4. 

5 Für das Verfahren bei Prüfung und Dechargirung der im $. 1. bezeich⸗ 

hieten Rechnungen kommen die in den verſchiedenen Landestheilen geltenden Be⸗ 

ſtimmungen mit den Maaßgaben zur Anwendung, welche ſich aus der Einſetzung 
der im H. 1. beſtimmten Kommiffionen ergeben. 


§. 5. 

. Für die Hauptrechnungen und die Rechnungen über die Verwaltung der 
Staatsſchulden wird die Decharge auf Grund der von den Kommiſſionen zu be- 
wirkenden Vorprüfung durch den Finanzminiſter ertheilt. 


$. 6. 

Die Prüfung und Dechargirung der Rechnungen über Gemeinde-, Be⸗ 

| 19 „Kirchen⸗, Pfarr⸗ „Schul- und M ee wo ſolche nach Maaßgabe 
er beſtehenden Beſtimmungen durch Staatsbehörden zu bewirken iſt, erfolgt 

bortan durch die Bezirksregierungen. Dieſelben treten in dieſer Beziehung an 
ie Stelle der bisher zuſtändigen Behörden. 


935 
Für das Gebiet des ehemaligen Königreichs Hannover iſt der auf das 
(Nr. 68046805.) 191* Jahr 


* 


KV EHER 
—— = 


ie . 8. e 
Mit dem Zeitpunkte, wo die im F. 1. beſtimmten Kommiſſionen in Thä 
tigkeit treten, werden die in einzelnen Landestheilen beſtehenden beſonderen Rech 
nungs⸗Reviſionsbehörden a | 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. f 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 31. Auguſt 1867. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplit 
°C Gr. zur Lippe. Gr. zu Eulenburg. i 


(Nr. 6805.) Verordnung, betreffend die Ausdehnung der Zuſtändigkeit der Obergerich 
Gebiete des vormaligen Königreichs Hannover auf die Erledigung er 
ſchiedener nicht prozeſſualiſcher Rechtsangelegenheiten. Vom 4. September 


= 1867. ie 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 
verordnen für das Gebiet des vormaligen Königreichs Hannover, auf den Antrag 
Anſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 9 
9. 


Den Obergeiichten ſteht außer den ihnen fonft übertragenen Geſchäften 
zu und gehört zu den Obliegenheiten der kleinen Senate: Kr 


I. Bezüglich derjenigen Gebiete, in denen das Gemeine Recht gilt: 
1) die Ertheilung von Großjährigkeitserklärungen; a 


en Perſonen an Kindesſtatt (Arrogation). Anſere Genehmigung iſt 
jedoch in denjenigen Fällen erforderlich, in denen dieſes für das Ge⸗ 
biet des Allgemeinen Landrechts vorgeſchrieben iſt. 
II. Bezüglich derjenigen Gebiete, in denen das Allgemeine Landrecht für die 
Preußiſchen Staaten Geltung hat: 
1) die Ertheilung der Großjährigkeitserklärungen ; 
2) die Genehmigung zu ſubhaſtationsfreien Veräußerungen unbeweg⸗ 
licher Güter der Pflegebefohlenen. En 
Der Genehmigung einer höheren Behörde bedarf es bezüglich der in dieſem 
Paragraphen aufgeführten Angelegenheiten nicht ferner. 


§. 2. 

ZBiuſtändig zu den vorerwähnten Verfügungen iſt dasjenige Obergericht, 
in deſſen Bezirke die betreffende Vormundſchaft oder Kuratel anhängig iſt, oder, 
falls eine ſolche nicht beſteht, der Minderjährige beziehungsweiſe das Hauskind 
oder der Arrogirende fein juriſtiſches Domizil beſitzt. 
„Gegen die Entſcheidung des Obergerichts ſteht den Betheiligten das Rechts⸗ 

ittel der Beſchwerde an das vorgeſetzte Gericht zu. 8 
N Auf die Beſchwerden, welche bezüglich der in dieſer Verordnung erwähnten 
Rechtsangelegenheiten erhoben werden, finden die Vorſchriften des Theil III. 
Titel 4, sondere des $. 458. der Hannoverſchen bürgerlichen Prozeßordnung 


— 


vom 8. November 1850. Anwendung. 


§. 4. i 
Die Obergerichte haben dafür Sorge zu tragen, daß für Inſtruktion und 


$. 5. 
Alle entgegenſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere die des $. 23. des 


Sannoverfgen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vom 8. November 1850., werden auf- 
gehoben. 


0... Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſtegel. 
i Gegeben Schloß Babelsberg, den 4. September 1867. g 

(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
Gr. zur Lippe. Gr. zu Eulenburg. 


0 


Nr. 6805—8806,) (Nr. 6806.) 


(Fr. 6806.) Allerhöchſter Erlaß vom 5. Auguſt 1867., betreffend die Verleihung der 

. llliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Gem 
Chauſſee im Kreiſe Eupen des Regierungsbezirks Aachen von der Aa 
Eupener Aktienſtraße über Hauſet und Hergenrath nach der Cöln-Lütticher; 
Staatsſtraße bei Altenberg. 0 


Men. Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer G 
meinde-Chauffee im Kreiſe Eupen des Regierungsbezirks Aachen von der Aache 
Eupener Aktienſtraße über Hauſet und Hergenrath nach der Cöln-Lütticher Staat 
ſtraße bei Altenberg genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch den Gemeinden 


> Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentli 0 
Kenntniß zu bringen. 
Ems, den 5. Auguſt 1867. 


Wilhelm. 


ih 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. i 


1 


(r. 6807.) Allerhöchſter Erlaß vom 7. Auguſt 1867., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte an den Kreis Trebnitz, Regierungsbezirks Breslau, für 
den Bau und die Unterhaltung einer Kreis⸗Chauſſee von Gellendorf an 
der Breslau-Poſener Eiſenbahn im Kreiſe Trebnitz bis zum Anſchluſſe an 
die Poſen⸗Breslauer Staats⸗Chauſſee vor Prausnitz im Kreiſe Millitſch. 


= Nude Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
bon Gellendorf an der Breslau⸗Poſener Eiſenbahn im Kreiſe Trebnitz, Regie⸗ 
rungsbezirk Breslau, bis zum Anſchluſſe an die Poſen⸗Breslauer Staats⸗Chauſſee 
vor Prausnitz im Kreiſe Militſch genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem 
Kreiſe Trebnitz das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen 
Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unter⸗ 
haltungs⸗ Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden 
Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem genannten 
Kͤreiſe gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße 
das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die 
Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in 
demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die efreiungen, ſowie der ſonſtigen 
die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf 
den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch 
pollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Be⸗ 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur 
Anwendung kommen. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Ems, den 7. Auguſt 1867. 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
f Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Gr. 6808.) Allerhöchſter Erlaß vom 19. Auguſt 1867., betreffend einige Aenderungen des 
8 Deichſtatuts für den Blumenthaler Deichverband vom 31. Auguſt 1857. 


Nas erfolgter Anhörung des Deichamtes des Blumenthaler Deichverbandes 
und der Betheiligten genehmige Ich, daß das Deichſtatut vom 31. Auguſt 1857. 
(Geſetz Samml. vom Jahre 1857. S. 759.) in folgenden Punkten geändert wird: 
„Zu g. 2. An Stelle des auf Schartauer Feldmark beſtandenen, durch 
die Hochfluthen zerſtörten Sommerdeiches wird im Anſchluß an den Schartauer 
r. 68076808.) Win⸗ 


Winterdeich — unter Herſtellung des nothwendigen Hochwaſſerprofils — ein vol 
ſtändiger waſſerfreier Dach in den dur Se Saasen | 
ſetzenden Abmeſſungen, welche erforderlich find, um die Grundſtücke der Nich 4 

rung ( 1 die Ueberfluthungen durch den höchſten Waſſerſtand der Elbe zu ſichern, 
ausgebaut. f 

n Der Bau iſt im Weſentlichen ausgeführt und iſt dieſer Winterdeich bei 
12 Fuß Kronenbreite und drei- reſp. zweifüßigen Böſchungen, zwei Fuß über den 
höchſten Waſſerſtand gelegt worden. 5 Ber. 
Die Herſtellung und Unterhaltung dieſes Schartauer Winterdeiches erfolg 
nach dem Maaßſtabe des Separations⸗Sollhabens der innerhalb des Deiche 
belegenen Grundſtücke der Feldmark Schartau. a 
Der im Vorlande diefes neuen Winterdeiches liegende, zum Theil zerſtörte 
Sommerdeich wird nicht wiederhergeſtellt, vielmehr werden die einzelnen vorhan 
denen Strecken, ſoweit es im Intereſſe des Winterdeichs erforderlich iſt, abgetrage 

. Die Abtragung erfolgt nach Anordnung der Königlichen Regierung. 

Die im Vorlande durch die Zerſtörung des Sommerdeiches entſtandene 
Schlenken werden zur Sicherheit des Deichfußes des Winterdeiches durch Anpflan⸗ 
zungen und Kupirungen verbaut und zu dieſem Behufe die vor dem Deichfuße 
ſich hinziehenden Ausſchachtungen in angemeſſener Breite für die Deichgemein 
Schartau erworben. (F. 22. des Allerhöchſten Erlaſſes vom 14. November 1853 

Diejenigen Grundſtücksbeſitzer, deren Pläne durch Zurücklegung der Deich⸗ 
linie und Herſtellung des neuen Deiches außer Deichſchutz gekommen find werden 
für die ſchlechtere Lage ihrer Pläne nach dem Maaßſtabe des geſammten Sep 
tions⸗Sollhabens von Schartau entſchädigt. | 
Erfolgt keine Einigung über die Höhe der Entſchädigung, ſo wird dieſelb 
nach Vorſchrift des $. 23. J. C. feſtgeſetzt. 
f Der Blumenthaler Deich wird in derſelben Höhe des Schartauer Winter 
deiches auf 40 Ruthen Länge an dieſen angeſchloſſen und läuft bei dieſen 4 
Ruthen in die durch das Oeichſtatut vom 31. Auguſt 1857. feſtgeſetzte Höh 
von 17 Fuß 8 Zoll aus. 1 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentliche 
Kenntniß zu bringen. | , 


Berlin, den 19. Auguſt 1867. 


„Wilhelm 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. v. Geld) 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(A. v. Decker). 


